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Deutſchland. 

Berlin, 5. Februar. Se. Majeftät der König nahm ge- 
ſtern die Vorträge des Polizei-Präfidenten, des General-Lieutenants 
v. Podblelekt und des Militär-Kabinete, ſowle im Beiſein des Gou- 
vernturs und Kommandanten die Meldungen der Generale v. Wran- 
gel, v. Trotha und des Oberſt v. Houwald entgegen. 

— J. Königl. Hob. die Prinzeſſin Karl feierte geſtern Höchſt⸗ 
ibren Geburtstag. Auch der Minifter - Präfivent begab ſich gegen 
12 Uhr in das Prinzliche Palais, um J. K. Hoh. feinen Glüd- 
wunſch darzubringen. 

— Von der Marine-Bebörde iſt beſtimmt, daß Sr. Maj. Schiff 
„Adler“ gerockt werden ſoll, ſobald das Schiff „Arcona“ das Dock 
zu Danzig verlaſſen haben wird. 

— Ducch Allerböchſten Erlaß vom 22. Januar d. J. if, in 
Folge Präſentatlon der Stadt Berlin, der Stadtrath, Geh. Ober- 
Finanzrath a. D. Wilckens zum Mitglied des Herrenhauſes auf 
Lebenszeit berufen. 8 

— Nach einer in Lemberg gehaltenen amtlichen Regierungs- 
anfrage in Betreff der Wafjerverhältnifje der Weichſel iſt, wie dle 
„N.-3.“ meldet, der Beſcheld ergangen, daß in dem ganzen Geblete 
des Weichſelſtroms außerordentlich bohe Schneemafjen, namentlich 
in den Gebirgsgegenden, gefallen find, welche bei dem Eintreten 
eines plötzlichen Thauwetters nicht nur einen ſehr hohen Waſſer⸗ 
Rand, ſondern auch Ueberſchwemmungsgefahren befürchten laſſen. 
Den Niederungsgegenden der Weichſel in Preußen droht daher 
große Gefahr und es werden ſicher die geeigneten Vorſichts maß regeln 
getroffen. 

Berlin, 5. Februar. Die „N. A. 3." ſchreibt: Der Herr 
Minifter-Präfident nahm in der Sttzung des Abgeordnetenhauſes 


am 1. d. M. bei der Beratbung des Geſetz⸗Entwurfes, betreffend 


die Beſtreitung der, dem König Georg und dem Herzog Adolph 
zu Naſſau gewährten Ausgleichungsſumme, Veranlaſſung, in ganz 
beſtimmter Weiſe zu erklären, daß das gegenwärtige Kabinet 
diejenige Majorität des Hauſes, welche die Politik der Regierung 
durch Verwerfung des Geſetz-Entwurfs desavouiren ſollte, in dle 
Lage verſetzen würde, die FJortſetzung der Regierungsgeſchäfte ohne 
den bannvoverſchen Vertrag zu übernehmen. — Dieſe Erklärung 
bat im Landtage einen tiefen Elndruck hervorgerufen. Wir wollen 
bier die Bedeutung des Eintritts eines ſolchen Exelgniſſes nicht 
weiter erörtern; es iſt durch die Entſcheldung der Majorttät ver- 
hindert worden. Wenn aber je ein Miu iſterium dem Könige und 


Vaterlande mit der Hingabe aller Kräfte gedient hat, jo iſt es das 


gegenwärtige Kabinet. Wir brauchen von den Erfolgen jeiner Ar- 
beit nicht zu ſprechen; die Weltgeſchichte führt für uns das Wort. 
Aber wir haben die Pflicht zu erinnern, daß alle irdiſchen Kräfte 
eine Grenze baben und daß der preußiſche Landtag dies bei ſeiner 
Haltung beherzigen möge. Der Miniſter des Innern, Graf zu 
Eulenburg, war vor einigen Tagen in ſehr ernſter Weiſe erkrankt. 
Jetzt iſt die Gefahr beſeltigt; boffen wir, den Herrn Minifter bald 
ſeiner Thätigkeit wieder gegeben zu ſehen. Seine Krankheit war 
das Ergebniß ſeiner angreifenden Thätigkeit in den, letzten Monaten. 
Der Geſundheitszu and anderer Mitglieder des Miniſteriums lie- 
fert nicht minder den Beweis, daß ihre Aemter Feine Sinefuren 
find. Wenn der Herr Miniſterpräſident in jener Sitzung in Be- 
zug auf die Erſchwerungen, welche eine „erbebliche Anzahl der 
Capacltäten des Landes“ dem Kabinet in der Leitung der Staats- 
geſchäfte bereitet, äußerte: „Es iſt das eine Maſchine, in deren 
Friktion jede Perſönlichkett nach einiger Zelt zu Grunde gehen 
muß,“ ſo iſt dleſe Bemerkung durch den leidenden Zuſtand des 
Herrn Kriegsminiſters und durch das Befinden des Herrn Kultus- 
Minifters bekräftigt, welcher feit längerer Zeit feinen angegriffenen 
Nerven Ruhe hat gewähren müſſen. Daß der frühere Herr Zuftizminifter 
Graf Lippe ſowohl vor zwei Jahren als auch im vorigen Jahre 
ſeine Kräfte dergeſtalt verbraucht hatte, daß derſelbe jeinem Amte 
nicht ferner vorſtehen konnte, und daß auch der Herr Minifterprä- 
ſident noch heute nicht die frühere Arbeitskraft wieder erlangt hat, 
ſind ſprechende Thatſachen. Der frübere Finanzminiſter Herr v. 
Bodelſchwingh, welcher im Jahre 1865 durch die volle Eiſchöpfung 
jeiner Kraft veranlaßt wurde, aus dem Minifterium zu ſcheiden, 
iſt heute noch nicht jo welt bergeſtellt, daß derſelbe der Regierung, 
welcher er früher angehörte, an der Spitze der konſervativen Par- 
tel den vollen Beiſtand zu leiſten vermöchte, wozu ihn ſeine Ver⸗ 
gangenheit befähigen würde. — Das ſind ſprechende Thatſachen. 
Berlin, 4. Februar. (Haus der Abgeordneten.) 42. Sitzung. 
Präfident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr. — Am Mi⸗ 
niſtertiſche: Frhr. v. d. Heydt; ſpäter erſcheint Graf Bismarck. — Die Tri⸗ 
bünen find uur mäßig beſetzt. Es wird jofort in die Tagesordnung ein⸗ 
etreten. Auf derſelben ſteht der hannöverſche Domanial⸗Ablöſungs⸗ und 
Beräußerungsſonds. Die Kommiffton hat dem 1 im Weſent⸗ 
lichen zugeſtimmt und nur die Jahreszinſen auf 500,000 „ ftatt 550,000 
& ſeſtgeſetzt. — Außerdem liegen verſchiedene Amendements vor. — Abg. 
v. Kardorf will eine Jahresrente von 500,000 4 aus dem Staats- 
haushalt überweiſen, Abg. v. Brauchitſch eine Jahresrente von 100,000 
Ag dauernd und ven 400,000 e auf die Dauer von 10 Jahren, Abg. 
v. Die ſt im Staatshaushalt für 1868 unter den „einmaligen und außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben“ 500,000 zu den im Geſetzentwurf genannten 
Zwecken bewilligen, während der Abg. Dr. Francke Geſetzesvorlagen ver⸗ 
langt, welche eine die Selbitverwaltung fördernde Umgeſtaltung der Ge 
meinde⸗, Kreis⸗ und Brovingiaf-Berfaflungen und die Gewährung einer 
entſprechenden Jahresrente für alle Provinzen der Monarchie enthalten. — 
Endlich hat der Abg. v. Bonin (Genthin) einen ganz neuen Geſetz-Ent⸗ 
wurf eingebracht, nach welchem die Einnahmen aus dem vormals hanno⸗ 
verſchen Domanial-Ablöſungsfonds alljährlich im Etat feſtgeſtellt und aus 
dieſen Einnahmen, bis ein ſolcher Fonds für alle Provinzen gebildet ſei, 
der Provinz Hanno ver 550,000 4 jährlich überwieſen werden ſollen. — 
Zur General-Diskuffion melden ſich 22 Redner für und 35 Redner gegen 
die Vorlage. — Zum Beginne erläutert der Berichterſtatter Abg. Kann⸗ 
gieß er die Beſchluſſe der Kommiſſion, indem er dabei bemerkt, daß er 
nicht im Stande ſei, den verſchiedenen Amendements auf Gewährung einer 
jährlichen Rente ſeine Zuſtimmung zu geben. Das Terrain der Selbſtver⸗ 
waltung, welches für die Provinz Hannover durch die Vorlage gewonnen 
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zen zu erobern und es ſeien in bie» 
rung in der Kommiſſion die bün⸗ 
dings ſtebe den Beſtrebungen die 
n Provinzen entgegen und es ſei 
Antrage des Abg. Dr. Francke 
beizutreten. c gung einer einzelnen Provinz werde 
man um ſo weniger eine Ungerechtigkeit finden können, wenn man erwäge, 
daß es ſich um eine neue Provinz handele, die dem Staate eine gute Mit. 
gift gebracht babe. Als das Haus das Einverleibungsgeſetz im Jahre 1866 
beſchloß, da kam es darauf an, den neuen Genoſſen ein Vaterland zu ge. 
ben, wohnlicher, reicher und freier, das, was ſie verloren. Er empfehle 
deshalb den Kommiſſions⸗Antrag, e tuell das Amendement Kardorf zur 
Annahme. 
Abg. Freiherr v. Binde: Er habe gegen die Vorlage die erheblich ⸗ 

ſten rechtlichen und politiſchen Bedenten. Er erlaube ſich, dem Herrn Be⸗ 
richterſtatter zu bemerken, daß wir in den alten Provinzen ſchon ſeit Jah⸗ 
ren eine Selbſtverwaltung haben, mit dem Unterſchiede, daß dieſe die Fonds, 
um welche es ſich hier handelt, aus der eigenen Taſche geben müßten. (Zu⸗ 
ſtimmung links.) Die ausgleichende Gerechtigkeit habe darauf zu achten, 
daß nicht einer Provinz Summen aus der Staatskaſſe zufließen, welche die 
anderen Provinzen aus der eigenen Taſche aufbringen müßten; denn eine 
Provinz habe nicht mehr Anſpruch auf die Staatskaſſe, als die andere. 
(Sehr richtig.) Von den Einrichtungen, für welche der Domanialfonds in 
Hannover beſtimmt ſei, fielen außer den wiſſenſchaftlichen und Kunſtſamm⸗ 
lungen und den Landesbibliotheken allenfalls die Zuſchüſſe zur Unterbal« 
tung der jüdischen Schulen und Synagogen noch in den Kreis ſtaatlicher 
Verpflichtung. Die übrigen Bebürfitifie ſeien prinzipieller Naur und wür⸗ 
den, wie die Wegebaufonds in den alten Provinzen, durch provinzielle Um⸗ 
lagen beſchafft. Auch in Hannover hätten dieſelben von provinzialer Selbſt ⸗ 
hülfe ihre Befriedigung zu erwarten. Das Haus werde gewiß feine Zur 
ſtimmung geben zur Verbeſſerung der Kommunikationen, eben jo gut, wie 
die Provinzialſtände in Hannover. In dieſer Beziehung könnten unſere 
neuen Landsleute unbedingtes Vertrauen zu uns haben. Er wolle der 
Provinz die Mittel nicht entziehen, ſondern ſich nur die jedesmalige Be⸗ 
willigung im Etat vorbehalten. Die alten Provinzen bätten ganz enorme 
Beiträge für Chauſſeebauten aufbringen müſſen. Er wolle auch den gegen⸗ 
wärtigen Zuſtand in Hannover aufrecht erhalten, aber nur mit der Maß⸗ 
gabe, daß der Landtag alle Jahr darüber beſchließe. Wenn man die neuen 
Landsleute aus Hannover höre, ſo ſollte man glauben, Preußen hätte mit 
der Erwerbung der Provinz Hannover ein bedeutendes Geldgeſchäft ge⸗ 
macht. Solche Rechnung ſollte man nicht aufſtellen. Wenn man aber Ver⸗ 
gleichungen anſtellt, ſo müſſe man doch fragen, was denn die Provinz 
Hannover gewonnen habe durch ihre Vereinigung mit dem preußiſchen 
Staat? Hannover ſei aus einem Mittelſtaat Glied eines deutſchen Groß- 
ſtaates geworden, und das ſei ein politiſcher Vortheil, der nicht hoch genug 
angeſchlagen werden könne. (Lebhafter Beifall) Das ſollten die Herren 
aus Hannover doch bedenken. Wohl wolle man den neuen Landestheilen 
das Haus wohnlich machen; aber der preußiſche Staat ſei nicht gewohnt, 


werde, ſei auch für die übrigen Prov 
fer Beziehung auch von der Staatsre 
digſten Erklärungen abgegeben. A 


zu Gunſten irgend einer Provinz die Gere tigkeit zu verletzen und einer 
Provinz ein Privilegium zu geben, welches die Verfaſſung nicht kenne. In 
den alten Provinzen exiſtire ſchon lange die Selbſtregierung in viel höhe⸗ 


rem Maße als in Hannover (ohol), nur mit dem Unterſchiede, daß die 
alten Provinzen aus der eigenen Taſche verwalten, während die Provinz 
Hannover aus der Staatskaſſe verwalten wolle. Ob dies ein Selbſtregi · 
ment ſei, laſſe er dahin geſtellt ſein. (Beifall.) Es würde eigenthümlich 
ausſehen, wenn alle neuen Provinzen aus der Staatskaſſe Zuſchüſſe erbal- 
ten follten, während die alten Provinzen, die den Krieg mit ihrem Gut 
und Blut geführt hätten, nichts erhalten ſollen. Der preußiſche Staat ſei 
von dem großen Kurfürſten an ſo regiert worden, daß er ſich die Zunei⸗ 
gung ſeiner neuen Provinzen erworben habe. Die Vaterlandsliebe ſei doch 
wahrlich nicht mit Geld zu erkaufen. Seien dies Grundſätze der Gerech⸗ 
tigkeit? Berechtigt Sie dies (nach links), ſich den Namen national⸗liberal 
beizulegen? (Lebhafter Beifall.) Er ſetze Verſtimmung gegen Verſtim⸗ 
mung. Der Verſtimmung der Provinz Hannover ſetze er die Verſtimmung 
der acht alten Provinzen entgegen. (Sehr richtig.) Es ſei eine Rechts⸗ 
verletzung. Gegen den Provinzialfonds für Hannover proteſtire das „Suum 
cuique !“, das unter dem Beifall von Millionen auch die Bruſt des Mi⸗ 
niſterpräſidenten ziere. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Lasker: Er komme mit dem Wahlſpruche, welchen der Vorred⸗ 
ner citivt, zu dem entgegengeſetzten Reſultate. Es handle ſich hier nicht 
um ein Geſchenk für Hannover. Der Wegebau Hannovers fei ſehr ver⸗ 
ſchieden von demjenigen des alten Preußen. Ausgaben, welche bisher in 


Federſtrich der Provinz aufgebürdet werden. — Abg. Reichenſperger: 
Ich erwarte, daß die Hannoveraner ſelbſt zu ſtolz ſein werden, das anzu+ 
nehmen, was ihnen geboten wird, daß fie zu ſtolz fein werden, um ſich 
dem Vorwurf auszuſetzen, den die Rittergutsbeſitzer der alten Provinzen ſo 
lange hören mußten, daß fie ſich zum Nachtheil der übrigen den Laſten des 
Staates entzögen. Endlich aber halte ich uns gar nicht für berechtigt, Be⸗ 
ſchluſſe im Sinne der Vorlage zu faſſen. Wir find nicht dazu hierherge⸗ 
ſchickt, um Geſchenke zu votiren, ſondern als Wächter des öffentlichen Rech⸗ 
tes. Ich ſtimme gegen das Geſetz. (Beifall.) — Abg. Miquel (für die 
Vorlage): Sie werden nicht wie die Fanatiker von 1791 handeln und die 
Exiſtenz der einverleibten Provinz und alle Rechte und Pflichten ihr gegen⸗ 
über leugnen wollen, um die Rechtseinheit zur Geltung zu bringen, ſonſt 
müſſen Sie ſich entſchließen, die Summen alle dauernd auf die Staatskaſſe 
zu übernehmen. Was die politiſche Seite betrifft, jo konſtatire ich, daß die, 
welche heute die Vorlage zurückweiſen, auch die Dezentraliſation zurückwei⸗ 
ſen. (Hört! hört!) Die Regierung hat bei Einverleibung Hannovers auf 
die Macht der nationalen Idee verkraut; ſtützte fie ſich dabei nur auf ihr 
Schwert und die Gewalt, ſo ſtände es es ſchlimm um Preußens Ruf in 
Deuiſchland. Dieſen zu ftügen nehmen Sie den Antrag der Kommiſſion 
an! — Miniſterpräſident Graf Bismarck: Hätte die Regierung die Be⸗ 
ſürchtung gehegt, daß ihre Vorlage hier heute ſcheitern könnte, dann ware 
es ein Fehler geweſen, die abſchlägige Antwort den Hannoveranern nicht 
ſchon im September zu geben, dann hätte ſie nicht durch Zuſagen Hoffnun⸗ 
gen erregen ſollen, die Monate lang gewirkt haben und die fie jetzt nicht zu 
erfüllen vermag. Die Regierung hatte unzweifelhaft im September das 
Recht dazu, dieſen Anſpruch jener Provinz abzulehnen. Ich will nicht dar⸗ 
auf eingehen, welche dieſer Forderungen klagbarer Natur find, aber jo weit 
ich politiſch und budgetgemäß die Sache üderſehe, würden die Zahlungen zu 
ihrem größten Theile dieſelben geweſen fein. Wenn die Staatsregierung 
von ihrem Rechte der Ablehnung keinen Gebrauch gemacht hat, jo iſt fie 
dabei von zwei Rückſichten geleitet worden. Die eine beftand in dem Wunſche, 
der Provinz den Uebergang aus den alien gewohnten Zuſtänden zu erleich⸗ 
tern, Billigkeitsrückſichten walten zu laſſen; die andere, welche perſönlich auf 
mich von Einfluß geweſen, war die, auf dieſe Weiſe eine größere Dezen⸗ 
traliſation, als ſie bisher im preußiſchen Budget gefunden wurde, 
anzubahnen und, um auch in den übrigen Provinzen zur Selbſt⸗ 
verwaltung üÜberzugehen, an dieſen heſſiſchen und hannoverſchen 
Vorgang weitere Vorlagen im nächſten Jahre zu knüpfen. — 
In Bezug auf den erſten Punkt erlaube ich mir zu bemerken, daß uns zu« 
nächſt maßgebend war der Wunſch unſerer Freunde in jener Provinz, der⸗ 
jenigen, die ſich aufrichtig an uns abel und die welfiſchen Schiffe 
hinter ſich verbrannt hatten, derjenigen, auf deren kräftige Unterſtützung 
wir um ſo ſicherer rechnen konnten, als ſie ſich zu Gunſten Preußens und 
des deutſchen Vaterlandes fo entſchieden kompromittirt hatten, daß eine 
Rückkehr in die alten Zuftände für fie faſt nachtheiliger geweſen wäre, als 
für den preußiſchen Staat. Dieſe gaben uus die Zuſicherung, daß eine 


* Zeitung. 


Hannover vom Staate beſtritten werden mußten, konnen nicht durch einen 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sgr. 
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derartige Einrichtung auch mit 
wir haben ein großes Maaß von Vertrau u auf das Urtheil dieſer Männer 
gelegt, nachdem fie uns durch das, was ich ſoeben das Verbrennen ibrer 
welfiſchen Schiffe genannt habe, fi verbürgt batten. Wir find demgemäß 
auf den Wunſch des Provinzial -Landtages eingegangen, aus Billigkeitsrück. 
ſichten, denen jede Politik Rechnung tragen muß, unter denen allerdings 
obenanſtehend die Vermögensverhältniſſe des Königreichs Hannover waren, 
Nach der Ueberſicht der bannoverſchen Etats von 1864 und 1865 in der 
Ausgabe des Gothaer Almanachs für 1866 belief ſich das Vermögen der 
hannoverſchen Regierung in damaliger Zeit in Geſtalt des Domaniolfonds 
auf 19 Millionen, in Geſtalt des Kloſterfonds auf 15 Millionen; dies 
macht zuſammen 34 Millionen. Dazu ſind vorhin vom Herrn Abogeord⸗ 
neten Miquel die Eiſenbahnen mit eiwa 70 Millionen in Auſchlag gebracht 
worden, macht 104 Millionen. Die Eiſenbahneu ſind aber mehr werth; 
ſie ergaben im vorigen Jahre 7,400,000 % Bruttoertrag und ibr Nelto⸗ 
ertrag belief ſich 9 2,800,000 44 Außerdem beliefen ſich die Revenuen 
des Königreiche Hannvver aus den Forſten, Bergwerken und Domänen 
zuſammen auf 5.294,000 % Wenn die Herren einen ungefähren Ueber⸗ 
ſchlag machen wollen, was dieſe Beträge kapitaliſirt ergeben würden, wenn 
auch nur zu 4 pCt., fo werden fie auf eine Summe von 300 Millionen 
kommen; wollte ich die Bruttoerträge zu Grunde legen, ſo ergäbe ſich ein 
Kapital von 400 Millionen und mehr. Der Abgeordnete für Minden ſagt, 
anſcheinend mit Recht, ja die Hannoveraner haben lange Zeit ſich auf die 
faule Seite gelegt, ſie haben nicht das Nöthige gethan im Jutereſſe der 
Landesvertheidigung, ſonſt würden ſie dieſe Erſparungen nicht gemacht ha⸗ 
ben. Ja, meine Herren, eine ſchlechte Anſtalt für die Landesvertheidigung 
beſtraft ſich immer ſelbſt; dafür haben ſie ihre Selbſiſtändigkeit verloren 
(Oh! oh! links). Der Abgeordnete für Minden hat mich nachber eines 
Mangels an hiſtoriſcher Kenntniß des Vaterlandes geziehen, indem er er⸗ 
innerte an eine Aeußerung, die ich in der Kommiſſion über die entgegen 
kommende Behandlung gemacht habe, welche neue Provinzen in Preußen 
ſtets erfahren hätten. Mir ſchwebt nur die Art vor, wie Rheinland und 
Weſtphalen zu meinen Lebzeiten behandelt wurden. Wir in den alten Pro⸗ 
vinzen wenigſtens hatten immer den Eindruck, als ob ſie die verzogenen 
Schooßkinder der Regierung geweſen wären, die auf unſere Koſten erzogen 
und gelobt wurden, und es iſt mir eine angenebme Probe auf das Exem⸗ 
pel geweſen, als bei der Grundſteuer⸗Ausgleichung eine dieſer Provinzen 
ſich beweiſen laſſen mußte, daß fie bisher 17 Millionen zu wenig gezahlt 
hatte und in Folge der Regulirung einen kleinen Zuwachs erhielt. Die 
Rheinländer, die in den 30er Jahren kein größeres Wohlwollen für uns 
hatten, als etwa jetzt die Hannoveraner, ſind ſeitdem durch fortgeſetzte gute 
Behandlung ebenſo gute Preußen geworden. (Große Heiterkeit.) Was die 
Decentraliſation betrifft, ſo habe ich es mit Freuden begrüßt, als das Mi⸗ 
niſterium nach einigen Kämpfen und Schwierigkeiten Seitens der ureaur 
hier zuerſt eine Breſche in das Syſtem der Centraliſation zu legen im 
Stande war. Mir wurde dies ſehr erleichtert durch den Vorgang in Kur⸗ 
heſſen und die fanatiſche Liebe der Kurheſſen zu ihrem Staatsſchatz war 
vielleicht der erſte Anſtoß zu dieſer Agitation. Die Kurbeſſen hatten auch, 
ſo lange keine Perſonalunion mit Preußen beſtand, nicht mehr Recht auf 
den Staateſchatz als die Hannoveraner auf den Provinzialfonds. Gleich⸗ 
wohl wünſcht ſich die Regierung heute Glück dazu, daß fie auf das Verlau⸗ 
gen der Kurheſſen eingegangen tft. Ich wiederhole die Zufage, die ich in 
der Kommiſſton gegeben, daß es die Abſicht ſämmtlicher Staatsminiſter, die 
von Sr. Maj. dem Könige gebilligte Abſicht iſt, im nächſten Budget auf 
dieſem Wege weiter zu gehen und für ſammtliche Provinzen Vorlagen da⸗ 
hin zu machen, jeder Provinz einen Theil des Budgets zur Selbſtverwal⸗ 
tung zu überweiſen, allerdings in Ausgabe und Einnahme. Es kann ſich 
nicht darum handeln, daß die einzelnen Provinzen ſich unter einander Ge⸗ 
ſchenke machen. Wo zwei Provinzen jo entwickelt ſind, daß ſie baares Ver⸗ 
mögen mitbringen, da liegt die Sache allerdings anders: ich wünſch te, 
daß jede Provinz einen Fonds von 19 Millionen hätte. Da dies aber nicht 
der Fall iſt, ſo würde eine Ueberweiſung von Kapital an die einzelnen 
Nichts weiter ſein, als ein Geſchenk, das Schleſien an die Rheinprovinz 
macht unter der Bedingung, daß dieſe ein Gegengeſchenk macht. Es kann 
da nicht von einem Geldintereſſe, ſondern nur von Decentraliſation die 
Rede fein, ſofern die provinzielle Verwalutng für gewiſſe Gebiete geeig- 
neter iſt, als die centcalifizte. Wäre das nicht eine Abſicht geweſen, die 
wir gehabt (ich perſönlich ſeit Jahren), ſo wären wir nicht ſo entgegenkom⸗ 
mend geweſen. Sollte nun dieſe Vorlage, dieſer erſte oder eigentlich zweite 
Verſuch zur Decentralifation, ſcheitern, jo kann das keine andere Wirkun 
haben, als daß die Regierung in hohem Grade entmuthigt wird, und ich 
weiß nicht, ob ſie auf dieſem Wege wird fortgehen können. — Iſt denn 
die Bevorzugung einer Provinz etwas ſo Unerbörtes? Haben wir nicht 
40 Millionen für Eiſenbahnen in einer Provinz votirt (Widerſpruch), zwar 
nicht direkt zur Bekämpfung des jetzigen Nothſtandes, aber doch künftiger 
Nothſtände, während eine Million, wenn auch unfruchtbar angelegt, den 
jetzigen Nothſtand wirkſamer bekämpft hätte? Werden wir nicht bereit fein, 
für dieſe Provinz noch mehr zu leiſten? (Hört!) Die Provinz Hannnover 
beſtechen, ihre Anhänglichkeit zu erkaufen, war die Abſicht der Regierung 
nicht, wohl aber, ſie durch die Rückſicht auf ihren Entwickelungsgang zu 
zu gewinnen, ſo daß auch der weniger Urtheilsfähige jagt: es geht uns 
nicht ſchlechter, man behandelt uns wohlwollend. ir wollen Vertrauen 
zeigen und warten, wir wollen gut machen, was zornige Reden an dieſer 
Stelle vielleicht ſchlecht gemacht daben. (Hört!) Wohl hätten wir auf die 
Unterſtützung der Fraktion dieſes Hauſes ein Anrecht, deren Baſis der Aus- 
druck des Vertrauens zur Regierung des Königs war. Vor dem Budget 
wäre dieſe Vorlage vielleicht leichter angenommen; ſollte das Gegentheil 
ſeinen Grund in einer Verſtimmmung ha den, die durch die Voten der han⸗ 
noverſchen Abgeordneten auf der Rechten erzeugt iſt? Dieſe Verſtimmung 
ift bei der Regierung gerade fo vorhanden, wie dei den Abgeordneten. (Hei⸗ 
terkeit.) Wir hatten gehofft, daß die hannoverſchen Abgeordneten frei von 
der Wirkung eines glücklich beendigten Konflikts eine mehr vermittelnde 
Stellung einnehmen würden und haben mit Bedauern geſehen, daß ſie ſich 
ſehr raſch und tief in dem hieſigen Parteileben gefärbt und auf das Zu⸗ 
fammengehen mit der Regierung nicht den Werth gelegt heben, wie ich 
glaubte. Aber das iſt hier vollſtändig gleichgültig. Die Regierung hält 
an der Vorlage im Intereſſe der geſammten preußiſchen Politik feſt; ſie 
würde fie für nütztich und nothwendig halten, ſelbſt wenn ſämmtliche ban⸗ 
noverſche Abgeordneten wie ein Mann fo ſtimmen ſollten, als wenn fie in 
der preußiſchen Reſidenz gewählt wären. (Beifall und Heiterkeit.) — Da⸗ 
rauf vertagt ſich das Haus. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. 

Kiel, A. Februar. Das Poſtdampſſchiff aus Koıfoer iR in 
Folge ſtürmiſcher Witterung erſt um 11 Uhr 30 Min. Vormittags 
hier eingetroffen, und hat jomit den Anſchluß an den Morgenzug 
nicht erreicht. ? 

Frankfurt a. M., 4. Februar. Die Hamburger Ver⸗ 
einsbank bringt morgen in Gemelnſchaft mit den Häuſern Haller, 
Socble und Comp. in Hamburg und von Erlanger und Södne in 
Frankfurt a. M. eine neue prozent. ſianländiſche Anleihe an den 


Markt. Der Emiſſtonspreis iſt 96 ½ in Hamburg und 97%, in 


Frankfurt a. M. 
Ausland. 

Wien, 2. Februar. Ale künftiger Statthalter von Tyrol 
wird der ehemalige Verwaltungs - Minifter unter Schmerling, von 
Laſſer, genannt. — Das Gerücht, daß der Bice-Armiral Tegett⸗ 
hoff zum Admiral und Chef der öſterreichiſchen Marine ernannt 


den preußiſchen Inter eſſen coneidire, und 


di 


werden wird, Scheint ſich zu beſtätigen. Ob er nichts deſto weniger 
die bevorſtehende oſtaſtatiſche Expedition befehligen werde, ſoll noch 
nicht entſchleden ſein. ) 

— Das ungarlſche Eiſenbahn-Anlehen ift nicht ganz gezeichnet 
worden. Ein Hauptfebler des ungariſchen Finanzminiſters beſteht 
darin, daß er die Preſſe nicht für ſich zu gewinnen wußte. 

Paris, 3. Februar. Im geſetzgebenden Körper wurde die 
Debatte über das Preßgeſetz fortgeſetzt. Olivier verfocht ſeine Idee, 
daß für Vergehen, die ſpeztell als Preßvergehen angeſeben würden, 
auch eine ſpeztelle Jurisdiktlon in Kraft treten müſſe, die mit Wab⸗ 
rung der Prinzipien abſoluter Freiheit den Anforderungen des 
Rechtes für Alle Genüge leiſten würde. Der „neunzehnte Januar“ 
habe offenbar der Freiheit eine Grundlage geben wollen. Um jo 
mehr jet es zu beklagen, daß der Kalſer ſich von ſolchen Vorſätzen 
durch die Apoſtel der Engherzigkeit habe abwendig machen laſſen. 
— Es hieß, der Staats miniſter Rouher würde noch im Laufe der 
Sitzung das Wort ergreifen, um diejes Amendement zu bekämpfen. 
„France“ und „Patrie“ glauben nicht, daß eine Zurüdziehung des 
Geſetzes beabſichtigt ſei. Das erſtere Blatt iſt der Anſicht, daß 
etwa 170 für und 60 gegen dasſelbe ſtimmen werden. Geſtern 
hat wleder eine Sitzung des Geheimen Rathes ſtattgefunden. 

Paris, 4. Februar. Geſetzgebender Körper. In ſeiner 
heutigen Rede beſprach der Staatsminiſter Rouher den Kalſerlichen 
Brief vom 19. Januar v. J. und ſtellte in Abrede, daß die Re⸗ 
gierung verſucht habe, die liberale Bewegung zu bemmen. Wir 
baben, ſagte der Miniſter, das uns auvertraute Werk aufrichtig 
übernommen. Es haben ſich gewiſſe Bedenken über die Zwed- 
mäß ligkeit des Geſetzes kundgegeben. Wir haben reiflih die Frage 
geprüft und das Reſultat dieſer Prüfung iſt der feſte Wille, das 
Geſetz mit aller Kraft aufrecht zu halten. Dieſe Verpflichtung 
ſind wir eingegangen und vor einer Verpflichtung weicht 
eine ſtarke Reglerung niemals zurück. Wir fürchten die Preſſe 
nicht, denn wir haben die Mittel, dieſelbe im Zaum zu halten. 
Der Miniſter glaubt nicht an die Beſchwichtigung der Parteien, 
wohl aber an die Ohnmacht derſelben. Darum müſſe die Majo; 
rität feſt zu den Entſchlüſſen der Regierung ſtehen und ſich nicht 
ſpalten. Der Minifter flieht: „Cine neue Generation iſt gekom- 
men. Die 4 Millionen Wähler, welche das Kalſerthum errichte⸗ 
ten, ſind nicht mehr. Neue 4 Millionen Wähler beleben die Na- 

tlon mit neuem Eifer. Wir dürfen ſie nicht aufhalten, wohl aber 
müſſen wir fie leiten“. Artikel 1 und 2 des Preßgeſetzts werden 
angenommen. Gegen den erſten Artikel, welcher die vorgängige 
Genehmigung der Regierung zur Gründung von Zeitungen ab- 
ſchafft, ſprach Benolt. Der Staats miniſter Rouber nahm darauf 
das Wort zu einer längeren Entgegnung, in welcher er von dem 
Saße ausging, daß die Gedankenfreiheit, als unzerſtörbare Errun- 
genſchaſt des Volkes, durch das Geſetz nicht in Frage geſtellt wer⸗ 
den jolle. Der erſte Artikel wurde darauf mit 215 gegen 7 Stim- 
men angenommen. — „Patrie“ meldet: Der Kalſer hat heute Vor⸗ 
mittag den Präſidenten des geſetzgebenden Körpers, ſowie mehrere 
Miniſter und Mitglieder des Geheimen Rathes empfangen. 

Florenz, 4. Februar. An unterrichteter Stelle werden dle 
Nachrichten über den bevorſtehenden oder ſchon erfolgten Abſchluß 
einer neuen Konvention zwiſchen Italien und Frankreich als unbe- 
gründet bezeichnet. Das Minifterium bemühe ſich im Gegentheil, 
wieder auf den Zuſtand der September -Konventlon zurückzukommen. 
Eine Geſellſchaft engliſcher Kapitaliften hat der Regierung ein An- 
erbieten zu einer Finanz » Operation in Höhe von 400 Millionen 
gemacht. 

— (Deputirtenkammer.) Sämmtliche Kapitel des Etats der 
Juſtizverwaltung wurden angenommen. Darauf brachte der Fi⸗ 
nanzminiſter Geſetzvorlagen ein, betreffend die Erhebung der bizef- 
ten Steuern, die Verwaltung der Staatsgüter, das Staaterech⸗ 
nungsweſen und die Umgeſtaltung der für Reglerungs-Konzeſſtonen 
zu errichtenden Steuern. 

London, 4. Januar. Die Verluſte an Schiffen während 
des vergangenen Monats werden auf 12 Dampfer und 374 Segel- 
ſchiffe beziffert. 

— Mit dem Dampfer „Oneida“ aus Buenos-Ayres vom 22. 
Dezember v. J. eingetroffene Nachrichten melden, daß in Folge der 
Cholera die halbe Bevölkerung aus der Stadt flüchtete. Es herrſchte 
allgemeine Panik und eine, beſonders in den letzten zehn Tagen, 
furchtbare Geſchäfteſtockung. Die ſtädtiſche Behörde that Nichte zur 

Reinigung der Stadt; das Volk erzwang daher den Rücktritt der- 
ſelben. Seitdem that die Reglerung energiſche Schritte, um der 
Epidemie zu begegnen. Das Wetter wurde günſtiger, die Sterb⸗ 
lichkeit begann ſich zu vermindern. 

— Per Dampfer „Bremen“ aus Newyork vom 25. v. Mis. 
datirte Nachrichten melden, daß der Ausſchuß im Kongreß für aus- 
wärtige Angelegenheiten dem Vernehmen nach folgende Anträge ſtel- 
len wird; Naturalifirte Bürger der Vereinigten Staaten ſollen mit 
denen in den Untonsſtaaten Geborenen gleichen Schuß im Auslande 
genießen, mit Aue nahme ſolcher, welche ſich Verbrechen gegen fremde 
Regierungen ſchuldig gemacht haben; desgleichen ſollen aus dem 
aktiven Militärdtenſte deſertirte Pecſonen oder ſolche ausgenommen 
ſein, welche ſich ſelt einem Jahre außerhalb der Union angeſiedelt 
haben. Der Präſident der Vereinigten Staaten ſoll in allen jun- 
figen Fällen, wo Verhaftungen ftattgefunden haben, die Fretlaſſung 
der Verhafteten fordern, und wenn dieſelbe verweigert wird, berech- 
tigt ſein, Unterthanen der betreffenden fremden Regierung zu ver- 
haften. — Der Präfident Jobnſon bat am 24. v. Mis. den Ver⸗ 
treter des norddeutſchen Bundes in offizieller Audienz empfangen. 

Dublin, 3. Februar. Heute ſind hier vier Fenier verhaftet 
worden, worunter einer der bei den Plünderungen der Waffenläden 
in Cork Bethelligten. 

Southampton, 4. Februar. Der norddeutſche Lloyd 
Dampfer „Bremen“ iſt heute mit 66 Paſſagteren, 44 Säcken Poſt- 
ſachen für England und 147,494 Dollars in Kontanten für Lon- 
don angekommen. 

Madrid, 3. Februar. Die Kammer hat den Geſetzentwurf, 
betreffend eine Reform des Wahlgeſetzts, abgelehnt, 

Rußland. (Krise) Der Nolbſtand in Rußland iſt in 
ſtetem Wachſen begriffen und umſchließt immer weitere Krelſe. 
So wird der „B.-⸗Z.“ aus Wiborg (Finnland) geſchrieben, daß dle 
Armuth mit jedem Tage ſteige, daß ganze Famillen aus dem Nor- 
den Finnlands um Arbeit zu bitten kommen, aber keine Arbett 
finden können. Die Geſelſchaft thut, was ſie kann, um bie Noth 
zu ſteuern, aber die allgemeine Tyeuerung berührt mehr oder we— 


niger Alle. — Aus Helſingfors (Finnland) wird gemeldet, daß der 
Typbus daſelbſt epidemiſch geworden iſt und immer bedroblichere 
Verhältniſſe annimmt. Die drei neu erbauten Typbus-Hoſpitäler 
ſind bereits nicht mehr ausreichend zur Unterbringung der Kran- 
ken. Außerdem herrſchen beſonders unter den Kindern gefährliche 
Halskrankbelten. Trotz dieſer ſchlimmen Lage erwartet man für 
die Zukunft noch Schlimmeres, da der Genuß aller möglichen Brod- 
ſurrogate bei ihrer Unverdaulichkeit bei Vielen Waſſerſucht erzeugt, 
die in den meilten Fällen mit dem Tode endet. — Der Korrejpon- 
dent des „Golos“ theilt aus den jenſelt Moskaus belegenen Gou- 
vernements eben auch keine erfreulichen Nachrichten mit. Im Gou⸗ 
vernement Rjäſan haben die Bauern faſt alle ihre Pferde zu fa- 
belbaft billigen Preiſen, d. h. zu 5, ja zu 3 Rubeln, loeſchlagen 
müſſen, weil das Stroh der Dächer nicht einmal zur Fütterung 
hinreicht. Alle Lebensmittel find entſetzlich theuer und dle Vor⸗ 
rathsmagazine leer. — Der „B.-Z.“ wird geſchrieben, daß die 
Verarmung des Volkes mehr und mehr vorſchreite und eine der 
Kreis-Landverſammlungen des Gouvernements Twer 11 Armenku⸗ 
ratoren erwählt habe, welche in jedem Kirchſplel einen Kollekten 
ſammler erwählen und dieſen mit dem Dorfälteſten zuſammen mit 
einer Büchſe und einem Hefte bei den Bauern umherſchicken ſollen, 
um Beiträge für die Nothleidenden zu ſammeln, welche der Dorf- 
älteſte in dem Hefte zu beſcheinigen hat. — Dem „Moskwitſch“ 
wird aus Kaljaſin (Gouv. Twer) berichtet, daß die Getreidepreije 
in Schrecken erregender Weiſe ſteigen und die Bauern in Folge 
der Mißernte ohne Getreide ſeien. Sonſt haben die Bauern des 
Kreiſes noch Getreide nach Moskau und Petersburg ſchicken kön⸗ 
nen, jetzt haben höchſtens ½ derſelben ihre Winterfelder mit friſch⸗ 
gedroſchenem Roggen beſäen können, aber für den Reſt des Jahrts 
nichts übrig behalten, ſo daß ſie ihr Mehl aus den Handlungen 
kaufen müſſen. Hand in Hand mit der ſteigenden Armuth geht 
die wachſende Zahl der Verbrechen. 

Waſhington, 25. Januar. Präſident Johnſon hat dem 
Kongreß eine Bolſchaft überſandt, durch welche eine Geſetzvorlage 
über dle politiſche Gleichſtellung des Diſtrikts Kolumbla angefün- 
digt wird. Die Botſchaft war erfolglos, well der Kongreß ſich vor 
dem Verlauf der 10 Tage, welche dem Präſidenten durch die Konſtitu⸗ 
tion für die Erwägung der Geſetzesvorlagen gewährt find, vertagt 
hatte. — Es wird berichtel, daß der Rekonſtruktlons-Ausſchuß eine 
Geſetzesvorlage einbringen werde, durch welche dem höchſten Gerlchts⸗ 
bofe die Gerichtsbarkeit über ſolche Fälle, welche durch die Ausfüh- 
rung des Rekonſtruktionsgeſetzes veranlaßt ſind, entzogen werden 
ſoll. — Stanton hat beſtimmt erklärt, daß er auf ſeine ihm durch 
das Votum des Senats wiedergegebene Stelle als Krlegsminiſter 
nicht verzichten werde. 


i Pommern, - 
Stettin, 5. Februar. In dem Haufe gr. Wollweberſtraße 


Nr. 25 entſtand heute Vormittag ein Schornſteinbrand, der indeſſen 


ohne Anwendung von Spritzen durch einige Mannſchaften der 
Feuerwehr gedämpft wurde. 2 

— In der Zeit vom 31. v. Mts. bis 3. d. Mis. iſt vom 
88 des Hauſcs Schulzenſtraße Nr. 15 eine Partie Wäſche ge⸗ 

ohlen. * N 1 ; ae 

Wollin, 3. Februar. Der Giftmord-Prozeß gegen den Buch- 
bindermeifter Wittmann ſoll am 18. d. M. in Poſen zur Ver⸗ 
handlung gelangen, zu welchem Termine von hier allein 26 Zeugen 
vorgeladen ſind. 

Cammin, 3. Februar. (Od.-3.) Geſtern ſtarb hier wieder 
ein alter Veteran der Freibeitskriege, Ritter des eiſernen Kreuzts, 
Stadtrath und früherer Apotheker Wegner. Der Verſtorbene, 
ſeit vielen Jahren Mitglied unſerer ſtädtiſchen Behörde, hat ſich 
viel Liebe und Achtung erworben. Sein plötzlicher Heimgang aun 
Schlagfluß findet daher die größte Theilnahme. 

Kreis Franzburg. Am 1. Februar gingen der Haal- 
händler Schult und der Schneidermeifter Wettläufer aus Pre- 
row, um von Blieſenrade aus nach Barth zu gelangen, über's Eis, 
Als fie etwa ein Viertel der Tour zurückgelegt hatten, brach der 
Schult, welcher etwas voraus ging, durch dle Elsdecke, und es ge- 
lang dem Begleiter trotz aller Anſtrengung nicht, den Schult vom 
Ertrinken zu retten. Hr 

Aus dem Bütower Kreiſe, 2. Februar. (Kr.-3.) 
An Lebensmitteln nun fehlt es bei uns bier nicht. Man betrachte 
und beobachte den Wochenmarkteverkehr in unſerer Krelsſtadt. Es 
wird mehr angefahren, als der Konſum bedarf. Oft ſteben die 
müden Pferde nach 5 Uhr Nachmittags vor den beladenen Wagen. 
Der Konſum iſt gedeckt und feine Aueſicht bel ſchon ſinkendem Tage 
auf Abſatz. Eben jo wenig fehlt es an Geld bei uns; denn ee 
gebricht hier nirgends an Arbeit, wohl aber bedeutend an Arbeits- 
luſt. Als die Kommune Bütow Holz im Forſt ſchlagen laſſen 
wollte, brachten die Arbeiter bis auf einen jämmtlic die Sägen 
zurück, „weil die Arbeit nicht genug (d. b. außer den bedeutenden 
Holzabfallen 8—9 Sgr. täglich) tinbringe.“ Mehrere nach Köslin 
zur Arbeit an der Bahn gegangene Tagelöhner kamen nach wenigen 
Tagen wieder, weil „fie von 12 Sgr. täglichem Verdtenſt nicht fett 
werden könnten.“ Auf dem Landralhsamte meldete ſich kürzlich ein 
junger Menſch mit der Bitte um Uuterſtützung, da er nichts zu 
leben hanke. Der anweſende Landrath, welcher auf ſeinem Gute 
einen Buſch, aus Wacholder, Haſelnuß u. ſ. w. beftehend, roden 
läßt, bot ihm freie Wohnung und 3 Thlr. Arbeitslohn für den 
Morgen. Aber nichts fiel dem Petenten weniger ein, als zu ar- 
beiten. 

Stralſund, 4. Februar. (Oſtſ.-Ztg.) Zur Abwehr des 
Nothſtandes iſt auf dem geſtern bier abgehaltenen Kreistage des 
Franzburger Kreiſes ein ſchon vor Jahren aufgeſtelltes Projekt ge 
nebmigt, nämlich die Erbauung elner Chauſſee von bier nach dem 
Kirchdorfe Probn (etwa eine Meile nördlich von Stralſund). Durch 
gemeinſames Zuſammenwirken des Ktrelſes, ſowle der bethetligten 
Gutebeſitzer, Pachter und der Stadt Stralſund find die nöthigen 
Mittel geſichert und darf auch auf die Staate prämie gerechnet wer- 
den. Man hofft bier auf ſofortigen Beginn der Arbeit, da viele 
bedürftige Familien durch Mangel an Arbeit ſchwer betroffen wer⸗ 
den. — Die Stadt Stralſund hat ſich ſchon im Herbft des ver- 
gangenen Zabres entſchloſſen, der Noth durch Fortſetzung der Ha 
fenbauten kräftig entgegenzutreten. Man ſiebt am Hafen gegen 
150 Arbeiter mit Aus hebung des ſchiffbaren Feſtungograbens ber 
ſchäftigt, und wird dieſe Arbeit auch bei Froſtwetler fortgeſetzt. 

Aus Schivelbein, 3. Februar. Einer von dem 


Herrn Bürgermeiſter Haſenjäger bei Gelegenheit der Einweihung 
des neuen Rathhauſes gebaltenen Rede entnehmen wir folgende 
intereſſante Daten: 1230 iſt Schivelbein wahrſcheinlich von Otto III. 
dem Frommen von Askanien erbaut. — 1469 entſtand zwiſchen 
der Stadt Schivelbein einerſelts und dem benachbarten Belgard an- 
dererſeits eine Fehde wegen einer Kuh, welcher Streit in einer 
Schlacht zwiſchen den Dörfern Langen und Heyde endete und wo⸗ 
bei die Belgarder recht gründlich auf das Haupt geſchlagen wur- 
den. Sie verloren 300 Todte und 100 Verwundete und 50 
Wagen vol Kriegsmaterlal. — 1617 wurde Pfarrer Haclath aus 
Rüpenhagen auf dem hieſigen Marktplatze hingerichtet, welcher am 
8. Mai 1616 den Pfarrer Lübke aus Wopersnow hier im Pfarr⸗ 
hauſe erſtochen hatte. — Im dreißigjährigen Kriege hatte die 
Stadt jo bedeutend gelitten, daß fie noch im Jahre 1719 nur 522 
Einwohner zählte. — 1689 iſt die Stadt bis auf die Kirche, das 
alte Hofpital, das alte Schulhaus und 3 maſſive Häufer abge⸗ 
brannt. In neuerer Zit hat die Stadt einen recht erfreulichen 
Aufſchwung genommen. Sie zählt 5518 Perſonen in 1239 Fa⸗ 
milien. Ihr Beſitz beſteht in einer anſehnlichen Forſt von 2657 
Morgen in Brunow und 708 Morgen an Aeckern, Wieſen u. ſ. w. 
Das Baarvermögen beträgt 31,588 Thlr., die Schulden belaufen 
ſich auf 17,650 Thlr. Aus der Sparkaſſe, deren Einlagen ſich 
nach dem letzten Berichte vom 23. v. Mts. auf 500,942 Thaler 
berechneten, hat die Stadt bisher ſchon einen Reingewinn von 6078 
Thlr. erzielt. 


Vermiſchtes. a 

— (Ein armer Millionär.) Rothſchild, der Kröſus, der⸗ 
ſelbe Frankfurter Rotbſchild, der den Monte Chriſto übernabobt, 
luſtwandelte in dem Wohlthätigkeits-Bazar im Königlichen Schloſſe. 
Er dachte vlelleicht daran, daß es ein köſtlicher Spaß wäre, binnen 
fünf Minuten den ganzen Bazar leerzukaufen und jo den Hun- 
gernden und Feiernden einige Tage früher die zugedachte Hülfe 
an bedelhen zu laſſen. Was läge ihm s einem ſolchen Opfer? 
Ihm, der „das ganze Geld“ bat! Er tritt an einen Verkaufs- 
tiſch, er wendet ſich an eine der Damen und bittet ſich deren Por- 
tratt aus. Die Angeredete, die grazlöſe Trägerin zweier berühm⸗ 
ter Namen, reicht ihm die verlangte Karte, und in ihre kleine, im 
Namen der Oſtpreußiſchen Noth geöffnete Hand, fällt — ſtaune, 
Europa! — Ein Frledrichsd'or. Herrn Rothſchild aber bitten wir 
zu bedenken, daß er auf dem beſten Wege iſt, ein Verſchwender zu 
werden. Das ganze Dutzend Photographien koſtet vielleicht nur 
acht Thaler, und er giebt für eine einzelne 5 Thlr. 20 Sgr.! 
Bedenke das Ende! 


9 80 Doörſen Berichte. 
Stettin, 5. Februar. Witterung: leicht bewölkt, Nachts d 
Schnee. Temperatur - 5 R. Wind: Neck. ee 
28 5 Au der Borie, 
eizen matter, per 2125 Pfd. loco gelber inländiſcher 99--103 

bunter poln. 96 —101 , weißer 102—106 , 5 pe 
bez., 83—8öpfd. gelber Februar 99 / nom., Frühjahr 100%,, 100 
bez., Mai⸗Juni 100 ½ 94 bez. u. Br. 

Roggen niedriger, pr. 2000 Pfd. loco 76—78 „ bez., feiner 781, 
Re bez., Februar 78 % Br., Frühj. 78 ½, 78, 778, ½ K bez. und 


G., Mai Juni 779, % Or., 771 „ Junz⸗Juli 
70% Be, Bait. Aguff 77 Ag S e- Jul TEN K bez, 


Gerſte wenig verändert, pr. 1750 Pfd. loco 52—54 S bez., ſchle⸗ 


ſiſche per Connoiſſement 52ÿ I bez., Frühjahr ſchleſ. 55 Gd 
Hafer flill, per 1300 Pfd. Toco 27 7 a 47—50pfd. 
Früh ehr 257 & Br., 38 RD. 
rbſen unverändert, per 2250 Pfd. loco 68 — 70 bez, fei 
bez., Srübjahr Futter⸗ 71½ . Be * ar, 
Wu bel behauptet, loco 10%, . Br., Februar⸗März 10%, , Br 
10 Gd, Avril-Mai (geſtern Nachmittag 10%, 5 110 ½ Gd. 
Le DE Te 101% 4 Br. au Reber), o lg Lo. 
pirttus matt, loco ohne Faß 19%, % bez., Februar⸗Mänz 1914 
S bez., Frübjehr 191½ % bez. u. Br, Mai⸗ 1 1 
* e 20% , Gb. 3 „Mai -Juni 20% bez. u. 
Regulirungs⸗Preiſe: Weizen 99 © 
Sit. 3 „Roggen 78, Rüböl 10, 
— 980 1 6 5 
1 eizen Fo „ Roggen 70—76 , Gerſte 50-53 
Hafer 36—38 , pr. 26 Scheffel, Erbſen 66—70 Alpes 25 Scheffel, 
Heu pr. Ctr. 15 — 20 n, Stroh pr. Schock 7—8 
Breslau, 4. Februar. Spiritus per 8000 Tralles 182. Weizen 
per Februar 98 Br. Roggen per Februar 73½, per Frühj. 74 Br. Nüdöl 
pr. Febrnar 9 Br., pr. Frühjahr 9%. Zink feſt. 
Hamburg, 4. Februar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ſehr ruhig, auf Termine flau, 1 % niedriger. Weizen pr. Februar 5400 
Pfd. netto 176 Bankothaler Br., 175 Gd., per Februar» März 176 Br., 
175 Go., per Frühjahr 175 Br, 174 Gd. Roggen per Februar - März 
5000 Pfd. Brutto 139 Br., 138 Gd., pr. Frühjahr 1361, Br., 136 Gd. 
Hafer ſtille. Rüböl flau, loco 22, per Mai 22%, per Oktober 225%. 
Spiritus ſehr ftille. Kaffee ſtill. Zink matt. — Wetter hell, aber windig. 


_ Stettim, den 5 Februar. 


Hamburg . 6 Tag.] 151%, bz St. Börsenhaus-O. »| 4 — 
3 ... 2 Mt. 151½% B St. Schauspielh.-O. 5 — 
Amsterdam 8 Tag.] 143%, G [Pom. Chausseeb.-O.| 5 m 
= 2 Mt. — Used. Woll. Kreis-O.] 5 — 
London · -- 10 Tag. 6 25 B Pr. National-V.-A.. 4 119 B 
eee 3 Mt. — r. See-Assecuranz 4 — 
Paris 10 T. — omera nia 4 119 B 
nl 2 Mt 81½ B Union 4 108 B 
Bremen 3 Mt. — St. Speicher-A.. 45 = 
St. Petersbg. 3 Weh.“ 93%, & [Ver.-Speicher-A.+.:|'5 — 
Wien 8 Tag. — Pom.Prov.-Zuckers, 5 1000 B 
4 2 Mt. — N. St. Zuekersied. 4 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4½ & |Mesch. Zuckerfabrik 4 4 
Sts.-Anl.5457 4½ — Bredower „ 4 Per 
vr ar Sie — Walzmühle 5 &x 
St.-Schldsch. | 3%, — St. Portl.-Cementf. - 4 — 
P. Främ.-Anl. 3 ½ =; St. Dampfschlepp G. 5 — 
Pomm.Pidbr.| 3%, — St. Dampfschiff- V.. 5 — 
1 N — Neue Dampfer-C. 4 — 
„ Rentenb.| 4 — Germania 100 B 
Ritt. P. P. B. A. 4 — Vulkanz snkae 100 B 
Berl.-St. E. A. 4 — St. Dampfmühle 4 | 114 B 
„ Prior. 4 > Pommerensd. Ch. F. 4 * 
” „5 4˙½ na Chem, Fabrik-Ant.. 4 — 
Starg.-P. E. A. 4½ — St. Kraftdünger-F..| — 8 
— Gemeinn. Bauges...| 5 — 
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3 Prior.) 4 
St. Stadt-O. . 41, 
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